Sonderberichterstatter der UN für die Lage der Menschenrechte

in den seit 1967 besetzten Palästinensergebieten

Amman, 20. Februar 2012

Meine Damen und Herren,

guten Morgen und Dank für Ihr Kommen. Diese Pressekonferenz schließt einen zehntägigen Besuch in der Region ab. Dieser fand statt im Rahmen meines Mandats als Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen für die Lage der Menschenrechte in den seit 1967 besetzten Palästinensergebieten. Ich hatte Treffen mit Vertretern von Regierungen, von internationalen Organisationen und Akteuren der Zivilgesellschaft, sowie zahlreichen palästinensischen Flüchtlingen.

Ich möchte den Regierungen von Ägypten und Jordanien gegenüber meine Dankbarkeit dafür ausdrücken, dass sie meine Mission empfangen und mit ihr kooperiert haben. Bedauerlicherweise weigert sich die israelische Regierung mit dieser vom UN-Menschenrechtsrat mandatierten Mission zu kooperieren. Ich hatte erneut nachdrücklich um Kooperation Israels nachgesucht. Leider hat sich Israel wie früh nicht einmal die Mühe gemacht, auf mein Ersuchen zu antworten.

Dennoch hatte ich vorgehabt, im besetzten palästinensischen Gebiet, insbesondere im Gazastreifen,  Treffen während der Mission abzuhalten. Unglücklicherweise machte die derzeitige Lage im Nordsinai die Reise von Kairo in den Gazastreifen zu einem Unsicherheitsfaktor. Ich bin enttäuscht, mir über die Lage im Gaza keinen Überblick aus erster Hand verschaffen zu können und – wie geplant – eine Reihe informierter Menschen zu treffen, darunter Vertreter der Familien der Gefangenen und jüngst nach einem Gefangenenaustausch mit Israel entlassenen Palästinensern. Ich wurde dennoch über eine ganze Reihe dringender Menschenrechtsfragen und humanitärer Angelegenheiten im Gaza informiert, die insbesondere zusammenhängen mit den Auswirkungen der von Israel über die Zivilbevölkerung verhängten, illegalen Blockade. Manche meiner Gesprächspartner unterstrichen, was sie als Hinweis auf die ungesetzlichen Bemühungen der israelischen Regierung darauf ansahen, den Gazastreifen von Palästina abzutrennen, indem sich seine Bewohner gezwungen sehen, sich für ihre Grundversorgung mittels der Tunnel in Abhängigkeit von Ägypten zu begeben. Ich möchte erneut bekräftigen, dass der Gazastreifen gemäß internationalem Recht weiterhin als integraler Teil des besetzten Palästinas unter israelischer Besatzung steht. Unter diesen Umständen bleibt Israel voll in der Verantwortung, seinen rechtlichen Verpflichtungen im Gaza nachzukommen und sein Handeln an der 4. Genfer Konvention auszurichten, die für eine Besatzungsmacht die Kernverpflichtung festlegt, nämlich alle notwendigen Schritte zu unternehmen, um die Zivilbevölkerung von 1.5 Millionen Einwohnern im Gaza zu schützen.

Während der gesamten Mission war ich zutiefst in Sorge um das Wohlergehen von Herrn Khader Adnan. Herr Adnan befindet sich mittlerweile am 65. Tag seines Hungerstreiks. Nach einer mir zugegangenen Information wurde Herr Adnan um 03 Uhr 30 gewaltsam im Beisein seiner Frau und seiner Kinder von seinem Zuhause weggeführt. Er wurde während seiner Haft und während wiederholter, ausgedehnter Vernehmungen verbal und physisch misshandelt und gedemütigt. Er wurde zwischen verschiedenen Haftanstalten hin-und hergeschoben, für längere Zeit in Einzelhaft untergebracht und dies in gefesseltem Zustand. Aus Protest gegen diese erniedrigende Form von Haft und Behandlung durch israelische Sicherheitskräfte, zugleich aber auch aus Ablehnung der Praxis von Untersuchungshaft, die häufig bei anderen Palästinensern angewandt wurde, - aus all diesen Gründen trat Herr Adnan in Hungerstreik und weigerte sich, mit seinen Vernehmungsbeamten zu sprechen. Ich bin darüber informiert, dass Herr Adnans Gesundheit bereits irreparablen Schaden genommen hat er ist in Gefahr, jeden Moment zu sterben. Angesichts dieser Umstände ist die gerichtliche Antwort Israels auf diese Notsituation völlig unzureichend.

(Übersetzung Chr.St.)

